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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 20. Dezember 1984 durch 
den Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Zorn, 
Henkel, Gärtner und Dr. Graßhof

beschlossen:

Der Bundesgerichtshof legt gemäß Art. 3 des 
Protokolls vom 3* Juni 1971 betreffend die 
Auslegung des Übereinkommens der Europäischen 
Gemeinschaft über die gerichtliche Zuständig­
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent­
scheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27. September 1968 (EGÜbk) und Art. 2 des 
deutschen Gesetzes vom 7. August 1972 
(BGBl II S. 845) dem Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften in Luxemburg folgende 
Frage zur Vorabentscheidung vor:

Ist eine Gerichtsstandsvereinbarung schon 
dann als im Sinne von Art. 17 Abs. 3 EGÜbk 
"nur zugunsten einer der Parteien getroffen" 
anzusehen, wenn lediglich feststeht, daß die 
Parteien nach Art. 17 Abs. 1 EGÜbk wirksam 
die internationale Zuständigkeit eines 
Gerichts oder der Gerichte eines Vertrags­
staates vereinbart haben, in dessen Hoheits­
gebiet diese Partei ihren Wohnsitz hat?
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G r ü n d e

I.

Auf den Streitfall zwischen der französischen 
Klägerin und dem deutschen Beklagten ist das Überein­
kommen der Europäischen Gemeinschaft über die gericht­
liche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. Sep­
tember 1968 (EGÜbk) anzuwenden, weil die Klage erst 
nach dessen am 1. Februar 1973 erfolgten Inkrafttreten 
(BGBl II S. 60) erhoben worden ist (Art. 5^ Abs. 1 EGÜbk).

II.

Auszulegen ist Art. 17 Abs. 3 EGÜbk.

III.

Die Klägerin ist eine französische Bank und Gläu­
bigerin der Firma et S f l H B B P  in S H |
V f l H  Frankreich. Der in Saarbrücken wohnhafte Beklagte, 
der Hitbeklagte Georg S f l H H H i  und ein Bruder des Be­
klagten übernahmen ihr gegenüber die Bürgschaft für die 
Verbindlichkeiten der Schuldnerin. Sie Unterzeichneten 
am 16. Mai 1967 in Forbach nach dem jeweils handschrift­
lich vollzogenen Satz:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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"Lu et approuv£. Bon pour caution solidaire et 
illimitfee, plus les inter£ts, commissions frais 
et accessoires."

ein von der Klägerin verwendetes Bürgschaftsformular. 
Der letzte Absatz dieses Formulars lautet:

"Toutes demandes et significations seront faites
au LfllHIB £ son Agence d ............ .actuellement rue ............. no ......  et le
Tribunal dans le ressort duquel cette Agence est situfee sera seul competent pour statuer sur tout 
ce qui concerne 1*execution des präsentes, quelle 
que soit la partie d£fenderesse."

Für die Klägerin wurde die Bürgschaftserklärung von 
dem Direktor ihrer Agence de FflHHB abgezeichnet.

Die Klägerin nimmt mit der beim Landgericht Saar­
brücken erhobenen Klage den Beklagten und den Mitbürgen 
Schneider aus der Bürgschaft als Gesamtschuldner in An­
spruch. Der Beklagte rügte die Zuständigkeit des ange­
rufenen Gerichts, weil auf Grund der in dem Bürgschafts­
vertrage getroffenen Gerichtsstandsvereinbarung das 
französische Gericht in Sarreguemines ausschließlich 
zuständig sei. Das Landgericht wies die Klage als unzu­
lässig ab. Auf die Berufung der Klägerin hob das Ober­
landesgericht das Urteil auf und verwies den Rechts­
streit an das Landgericht zurück. Mit der von ihm allein 
eingelegten Revision begehrt der Beklagte die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils, soweit es ihn 
betrifft.

Für den gegen den Beklagten geltend gemachten 
Anspruch ist kein gegenüber dem durch seinen Wohnsitz
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bestimmten allgemeinen Gerichtsstand (Art. 2 EGÜbk,
§§ 12, 13 ZPO) ausschließlicher Gerichtsstand nach 
Art. 16 EGÜbk begründet. Deshalb wäre das angerufene 
deutsche Gericht zuständig, wenn nicht die Parteien 
durch eine Vereinbarung wirksam bestimmt hätten, daß 
ein Gericht oder die Gerichte eines anderen Vertrags­
staates über die Rechtsstreitigkeit entscheiden soll­
ten, so daß deshalb dieses ausschließlich zuständig 
wäre (Art. 17 Abs. 1 EGÜbk). Davon geht das Berufungs­
gericht zutreffend aus.

Der Beklagte macht geltend, in dem Bürgschafts­
vertrage vom 16. Mai 1967 sei vereinbart worden, daß 
das französische Gericht in Sarreguemines für die Ent­
scheidung zuständig sein solle. Eine Gerichtsstands­
vereinbarung nach Art. 17 Abs. 1 EGÜbk setzt eine 
schriftliche oder eine mündliche, schriftlich bestätig­
te Vereinbarung voraus. Die Erklärung des Beklagten 
in der Bürgschaftsurkunde erfüllt diese Voraussetzung.

Das Berufungsgericht unterstellt, daß die in dem 
Bürgschaftsvertrage getroffene Zuständigkeitsregelung 
die internationale Zuständigkeit habe regeln sollen. 
Mithin ist für die Revisionsinstanz davon auszugehen.

Das Berufungsgericht ist aber der Ansicht, die 
Klägerin habe nach Art. 17 Abs. 3 EGÜbk das für den 
Wohnsitz des Beklagten zuständige deutsche Gericht 
anrufen können. Art. 17 Abs. 3 EGÜbk bestimmt:

"Ist die GerichtsstandsVereinbarung nur zugunsten 
einer der Parteien getroffen worden, so behält 
diese das Recht, jedes andere Gericht anzurufen, 
das auf Grund dieses Übereinkommens zuständig 
ist."
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Zur Begründung seiner Ansicht führt das Berufungsgericht 
lediglich aus:

"Haben die Parteien nämlich in dem Bürgschaftsver­
trag die internationale Zuständigkeit der deutschen 
Gerichte ausgeschlossen, so haben sie diese Rege­
lung nur zugunsten einer Partei, nämlich der Kläge­
rin getroffen. Eine Zuständigkeitsvereinbarung ist 
immer dann "nur zugunsten" einer Partei getroffen, 
wenn sie nur für eine Partei Vorteile hat. Eine an­
dere Auslegung ist mit dem Sinn des Art. 17 Abs. 3 
EuGVÜ, vor allem mit der Bedeutung der Wortfolge 
"nur zugunsten einer der Parteien" nicht vereinbar."

Wäre die Ansicht des Berufungsgerichts richtig, müßte 
Art. 17 Abs. 3 EGÜbk dahin ausgelegt werden, daß eine 
Gerichtsstandsvereinbarung schon dann als "nur zugun­
sten einer der Parteien getroffen" anzusehen ist, wenn 
lediglich feststeht, daß die Parteien nach Art. 17 
Abs. 1 EGÜbk wirksam die internationale Zuständigkeit 
eines Gerichts oder der Gerichte eines Vertragsstaates 
vereinbart haben, in dessen Hoheitsgebiet diese Partei 
ihren Wohnsitz hat. Ist diese Auslegung unrichtig, fehlt 
es an einer Begründung für die Ansicht des Berufungsge­
richts, die in der Bürgschaftsurkunde enthaltene Gerichts­
standsvereinbarung sei nur zugunsten der Klägerin ge­
troffen worden.

Für den Erlaß eines Urteils durch den Bundesge­
richtshof ist es erforderlich, die eingangs gestellte 
Frage über die Auslegung des Art. 17 Abs. 3 EGÜbk zu 
entscheiden, weil die ausschließliche Zuständigkeit



der französischen Gerichte gegeben wäre, wenn die 
Gerichtsstandsvereinbarung nicht nur zugunsten der 
Klägerin getroffen worden ist.

Merz Zorn Henkel
Gärtner Graßhof
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